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I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma, Sitz, Dauer und Geschäftsjahr 

1. Die Aktiengesellschaft führt die Firma 

„KION GROUP AG“. 

2. Sie hat ihren Sitz in Wiesbaden. 

3. Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 

4. Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist das Halten, Erwerben, Verwalten und 

Veräußern von Beteiligungen an Unternehmen jedweder Rechtsform, insbe-

sondere an solchen Unternehmen, die im Bereich der Entwicklung, der Pro-

duktion und des Vertriebs von Staplern, Lagertechnikgeräten (Flurförderzeu-

gen) und Mobilhydraulik einschließlich damit im Zusammenhang stehender 

Dienstleistungen und Beratungsleistungen sowie ähnlicher Aktivitäten tätig 

sind, sowie die entgeltliche Übernahme geschäftsleitender Holdingfunktio-

nen, sonstiger entgeltlicher Dienstleistungen und Leasingfinanzierungen ge-

genüber den Beteiligungsunternehmen. 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die 

dem Gegenstand des Unternehmens unmittelbar oder mittelbar zu dienen 

geeignet sind. Sie kann Zweigniederlassungen errichten und andere Unter-

nehmen, auch wenn sie einen anderen Unternehmensgegenstand haben, im 

In- und Ausland gründen, sich an ihnen beteiligen, sie erwerben, sie veräu-

ßern und sie unter ihrer einheitlichen Leitung zusammenfassen. Sie kann ih-

re Tätigkeiten auch auf einen Teil des in Abs. 1 genannten Tätigkeitsbereichs 

beschränken. 
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§ 3 Bekanntmachungen und Informationen 

1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 

2. Die Gesellschaft ist nach Maßgabe des § 30b Abs. 3 WpHG berechtigt, den 

Aktionären Informationen im Weg der Datenfernübertragung zu übermitteln. 

II. Grundkapital und Aktien 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 98.900.000,00 (in Worten: 

achtundneunzig Millionen neunhunderttausend Euro null Cent) und ist einge-

teilt in 98.900.000 Stückaktien. Die Aktien lauten auf den Inhaber. Das 

Grundkapital wurde in Höhe von 1.279.000,00 Euro (in Worten: eine Million 

zweihundertneunundsiebzigtausend Euro null Cent) durch Formwechsel des 

bisherigen Rechtsträgers, der im Handelsregister des Amtsgerichts Wiesba-

den unter HRB 22785 eingetragenen KION Holding 1 GmbH mit Sitz in 

Wiesbaden, mit allen Aktiva und Passiva erbracht. 

2. Die Form der Aktienurkunden sowie etwaiger Gewinnanteils- und Erneue-

rungsscheine setzt der Vorstand fest. Es können Sammelurkunden über Ak-

tien ausgestellt werden. Der Anspruch eines Aktionärs auf Verbriefung sei-

nes Anteils ist ausgeschlossen, soweit nicht eine Verbriefung nach den Re-

geln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktie zugelassen 

ist. Ausgeschlossen ist auch der Anspruch des Aktionärs auf die Ausgabe 

von Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen. 

3. Bei Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 

Abs. 2 S. 3 AktG geregelt werden. 

§ 5 Organe 

Organe der Gesellschaft sind: 

a. der Vorstand, 
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b. der Aufsichtsrat, 

c. die Hauptversammlung. 

III. Der Vorstand 

§ 6 Zusammensetzung und Bestellung 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Die Zahl der Vor-

standsmitglieder wird vom Aufsichtsrat bestimmt. 

2. Die Vorstandsmitglieder werden nach Maßgabe des Mitbestimmungsgeset-

zes vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. 

3. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stell-

vertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Der Aufsichtsrat kann 

stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

§ 7 Vertretung 

1. Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch ein Mitglied des Vorstands, 

falls ihm der Aufsichtsrat die Befugnis zur Einzelvertretung erteilt hat, im Üb-

rigen durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in 

Gemeinschaft mit einem Prokuristen. Stellvertretende Vorstandsmitglieder 

stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht ordentlichen Vorstandsmitgliedern 

gleich. 

2. Die Vorstandsmitglieder und die zur gesetzlichen Vertretung gemeinsam mit 

einem Vorstandsmitglied berechtigten Prokuristen sind von dem Verbot der 

Mehrfachvertretung gem. § 181 Alt. 2 BGB befreit. § 112 AktG bleibt unbe-

rührt. 

§ 8 Geschäftsführung 

1. Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Geset-

ze, dieser Satzung und der Geschäftsordnung für den Vorstand. Der Vor-
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stand ist der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen ein-

zuhalten, die diese Satzung, der Aufsichtsrat, die Hauptversammlung oder 

die Geschäftsordnung für den Vorstand für die Geschäftsführungsbefugnis 

getroffen haben. 

2. Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit ge-

fasst, soweit nicht das Gesetz zwingend eine andere Mehrheit vorschreibt. 

Besteht der Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern, hat der Vorsitzende bei 

Stimmengleichheit das Recht zum Stichentscheid. 

3. Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglie-

der eine Geschäftsordnung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsord-

nung für den Vorstand erlässt. 

IV. Der Aufsichtsrat 

§ 9 Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus sechzehn Mitgliedern, und zwar aus acht Mit-

gliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden, und acht Mitglie-

dern, die von den Arbeitnehmern nach Maßgabe des Mitbestimmungsgeset-

zes gewählt werden. 

2. Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne der von ihr zu 

wählenden Mitglieder oder für den Gesamtaufsichtsrat einen kürzeren Zeit-

raum beschließt, werden die Aufsichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der 

ordentlichen Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung für das vier-

te Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Jahr, in wel-

chem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

3. Für Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner können Ersatzmitglieder ge-

wählt werden, die in einer bei der Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stel-

le vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner treten. 

Die Wahl von Ersatzmitgliedern für die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeit-

nehmer richtet sich nach dem Mitbestimmungsgesetz. 
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4. Wird ein Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner anstelle eines ausscheiden-

den Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des 

ausscheidenden Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Aus-

scheidenden, so erlischt sein Amt mit Beendigung der nächsten Hauptver-

sammlung, in der mit einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgege-

benen Stimmen umfasst, ein neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spä-

testens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsrats-

mitglieds. 

5. Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt 

durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder seinen Stellvertreter 

zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wo-

chen auch ohne wichtigen Grund niederlegen. Der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats kann auf die Einhaltung der Frist verzichten. Bei Vorliegen eines 

wichtigen Grundes kann die Niederlegung fristlos erfolgen.  

§ 10 Aufgaben und Befugnisse 

1. Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, 

diese Satzung oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Dazu gehören 

insbesondere: 

a. die Überwachung der Geschäftsführung; 

b. die Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie der Ab-

schluss, die Änderung, die Aufhebung und die Kündigung der Anstel-

lungsverträge mit den Vorstandsmitgliedern; 

c. die Einberufung einer Hauptversammlung, wenn das Wohl der Gesell-

schaft es fordert; 

d. die Beauftragung des Abschlussprüfers; 

e. die Prüfung des Jahres- und des Konzernabschlusses, des Lage- und 

des Konzernlageberichts sowie des Vorschlags für die Verwendung des 

Bilanzgewinns und die Erstattung eines schriftlichen Berichts über das 

Ergebnis der Prüfung an die Hauptversammlung; 
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f. die Feststellung des Jahresabschlusses, sofern nicht Vorstand und 

Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der 

Hauptversammlung zu überlassen. 

2. Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass für bestimmte Maßnahmen der Ge-

schäftsführung seine Zustimmung erforderlich ist. 

3. Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die 

nur die Fassung betreffen. 

§ 11 Willenserklärungen des Aufsichtsrats 

1. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden na-

mens des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhin-

derung, durch dessen Stellvertreter abgegeben. 

2. Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse gegenüber Drit-

ten, insbesondere gegenüber Gerichten und Behörden sowie gegenüber 

dem Vorstand, ist der Vorsitzende oder, im Falle seiner Verhinderung, des-

sen Stellvertreter. § 112 Satz 2 AktG bleibt unberührt. 

§ 12 Vorsitzender und Stellvertreter 

1. Der Aufsichtsrat wählt unter Vorsitz des ältesten anwesenden Aufsichtsrats-

mitglieds der Anteilseigner nach Maßgabe des Mitbestimmungsgesetzes aus 

seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die in § 9 Abs. 2 

dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl erfolgt im Anschluss an die 

Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu wählenden 

Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner bestellt worden sind, in einer ohne 

besondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der Vorsitzende o-

der sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus oder ist er 

an der Ausübung seines Amtes nicht nur vorübergehend verhindert, so hat 

der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiede-

nen vorzunehmen. 

2. Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, 

wenn dieser verhindert ist und das Gesetz oder diese Satzung ihm diese 
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Rechte und Pflichten ausdrücklich übertragen. Insbesondere steht dem Stell-

vertreter nicht das Zweitstimmrecht des Aufsichtsratsvorsitzenden zu. 

3. Sind der Vorsitzende und sein Stellvertreter vorübergehend an der Wahr-

nehmung ihrer Aufgaben verhindert, so hat diese Aufgaben für die Dauer der 

Verhinderung das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied der Anteils-

eigner zu übernehmen. 

§ 13 Geschäftsordnung und Ausschüsse 

1. Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Sat-

zung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung. 

2. Unmittelbar nach der Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bildet 

der Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG be-

zeichneten Aufgabe einen Ausschuss (Vermittlungsausschuss), dem der 

Vorsitzende, sein Stellvertreter sowie je ein von den Mitgliedern der Arbeit-

nehmer und von den Mitgliedern der Anteilseigner mit der Mehrheit der ab-

gegebenen Stimmen gewähltes Mitglied angehören. 

3. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte weitere Ausschüsse bilden und deren 

Aufgaben und Befugnisse festsetzen. Den Ausschüssen können, soweit ge-

setzlich zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse übertragen werden. 

4. Ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats Mitglied eines aus der gleichen Anzahl 

von Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer beste-

henden Ausschusses und ergibt eine Abstimmung im Ausschuss Stimmen-

gleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegen-

stand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende 

zwei Stimmen. Ein Zweitstimmrecht besteht nicht für den Vorschlag nach 

§ 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG. § 15 Abs. 2 Satz 3 dieser Satzung gilt entspre-

chend. 

5. Der Aufsichtsrat und die Ausschüsse können sich bei der Wahrnehmung ih-

rer Aufgaben der Unterstützung sachverständiger Personen bedienen. Sie 

können durch Beschluss oder auf Anordnung des Aufsichtsrats- bzw. Aus-

schussvorsitzenden zu ihren Sitzungen Sachverständige und Auskunftsper-

sonen hinzuziehen. 
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§ 14 Einberufung von Sitzungen 

1. Der Aufsichtsrat soll in der Regel eine Sitzung im Kalendervierteljahr, er 

muss zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. 

2. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle 

seiner Verhinderung durch dessen Stellvertreter, mit einer Frist von zwei 

Wochen in Textform (§ 126 b BGB) einberufen. Bei der Berechnung der Frist 

werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht 

mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist auf nicht 

weniger als drei Tage abkürzen und mündlich, telefonisch oder auf andere 

Weise einberufen. 

3. Mit der Einladung sind Ort und Zeitpunkt der Sitzung und die Gegenstände 

der Tagesordnung mitzuteilen sowie Beschlussvorschläge zu übermitteln. 

Ergänzungen der Tagesordnung müssen, falls nicht ein dringender Fall eine 

spätere Mitteilung rechtfertigt, bis zum siebten Tag vor der Sitzung mitgeteilt 

werden. 

4. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle von dessen Verhinderung, 

sein Stellvertreter kann eine einberufene Sitzung vor der Eröffnung vertagen. 

§ 15 Beschlussfassung 

1. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Präsenzsitzungen ge-

fasst, an denen die Aufsichtsratsmitglieder anwesend sind. Per Video- oder 

Telefonkonferenz zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder gelten für Zwecke 

dieses § 15 als anwesend und können ihre Stimmen auf diesem Wege ab-

geben. 

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter der zuletzt be-

kannt gegebenen Anschrift eingeladen sind und mindestens die Hälfte der 

Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfas-

sung teilnimmt. Ein Aufsichtsratsmitglied nimmt auch dann an der Beschluss-

fassung teil, wenn es sich der Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmit-

glieder können an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie eine Stimm-

abgabe in Textform durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen las-
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sen. Dies gilt auch für die Abgabe der zweiten Stimme des Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats. 

3. Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der weder 

in der Einladung enthalten noch rechtzeitig vor der Sitzung mitgeteilt worden 

war, ist nur zulässig, wenn kein anwesendes Mitglied des Aufsichtsrats der 

Beschlussfassung widerspricht und mindestens 2/3 der Mitglieder anwesend 

sind. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Falle Gele-

genheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden festzusetzenden ange-

messenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme in 

Textform abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn keines der ab-

wesenden Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der vom Vorsitzenden festge-

setzten Frist widerspricht. 

4. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner 

Verhinderung, dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende bestimmt die Reihen-

folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie 

die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

5. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit ge-

fasst, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch für Wahlen. 

Bei Feststellung des Abstimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen 

nicht mitgezählt. 

6. Ergibt eine Abstimmung Stimmengleichheit, so findet eine neue Aussprache 

nur statt, wenn die Mehrheit des Aufsichtsrats dies beschließt. Anderenfalls 

muss unverzüglich neu abgestimmt werden. Bei dieser erneuten Abstim-

mung über denselben Gegenstand hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats, 

wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, zwei Stimmen. 

7. Sind bei einer Beschlussfassung nicht sämtliche Aufsichtsratsmitglieder an-

wesend und lassen die fehlenden Aufsichtsratsmitglieder nicht Stimmabga-

ben gemäß vorstehendem Abs. 2 Satz 3 überreichen, so ist die Beschluss-

fassung auf Antrag von mindestens zwei anwesenden Aufsichtsratsmitglie-

dern zu vertagen, sofern nicht (i) der Vorsitzende des Aufsichtsrats an der 

Sitzung teilnimmt oder durch ein anwesendes Aufsichtsratsmitglied seine 

Stimmabgabe in Textform überreichen lässt, und (ii) die gleiche Anzahl von 

Anteilseigner- und Arbeitnehmervertretern anwesend ist oder durch Stimm-

abgabe in Textform an der Beschlussfassung teilnimmt oder eine etwaige 
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Ungleichheit dadurch aufgehoben wird, dass sich einzelne Aufsichtsratsmit-

glieder nicht an der Beschlussfassung beteiligen. Im Falle einer Vertagung 

findet die erneute Beschlussfassung, sofern nicht gemäß Abs. 8 verfahren 

wird, in der nächsten Sitzung statt. Ein nochmaliges Minderheitsverlangen 

auf Vertagung ist bei der erneuten Beschlussfassung nicht zulässig. 

8. Außerhalb von Präsenzsitzungen ist eine Beschlussfassung durch textförmli-

che, fernmündliche oder andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung 

zulässig, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende oder im Verhinderungsfall des-

sen Stellvertreter dies für den Einzelfall bestimmt. Zulässig sind insbesonde-

re auch Beschlussfassungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz 

oder eine Kombination der vorgenannten Möglichkeiten. Die Aufsichtsrats-

mitglieder sind nicht berechtigt, einer vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder im 

Verhinderungsfall von dessen Stellvertreter angeordneten Form der Be-

schlussfassung zu widersprechen. Die nach diesem Absatz gefassten Be-

schlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitglie-

dern zugeleitet. Im Übrigen gelten die vorstehenden Bestimmungen entspre-

chend. 

9. Die Unwirksamkeit eines Aufsichtsratsbeschlusses kann nur innerhalb eines 

Monats nach Kenntnis des Beschlusses durch Klage geltend gemacht wer-

den. 

10. Für die Beschlussfassung in den Ausschüssen gelten die Bestimmungen 

dieser Satzung für die Beschlussfassung des Aufsichtsrats entsprechend. 

§ 16 Niederschrift 

Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüs-

se ist eine Niederschrift zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen Sitzung 

oder im Falle des § 15 Abs. 8 vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unter-

zeichnen ist. In der Niederschrift sind Ort, Tag und Zeit (Anfang und Ende) 

der Sitzung oder Beschlussfassung, die Teilnehmer, die Gegenstände der 

Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen, die Abstimmungs-

ergebnisse und die Beschlüsse des Aufsichtsrats bzw. des Ausschusses 

wiederzugeben. Die Niederschrift ist jedem Aufsichtsratsmitglied unverzüg-

lich in Abschrift zuzuleiten. 
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§ 17 Sorgfalts- und Schweigepflicht 

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei der Ausübung ihrer Tätigkeit die 

Sorgfalt ordentlicher und gewissenhafter Amtswalter anzuwenden. 

2. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich 

Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt 

geworden sind, haben die Aufsichtsratsmitglieder – auch nach dem Aus-

scheiden aus dem Amt – Stillschweigen zu bewahren. Die Aufsichtsratsmit-

glieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit über erhaltene vertrauliche 

Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. Bei Sitzungen des Auf-

sichtsrats anwesende Personen, die nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind 

zur Verschwiegenheit ausdrücklich zu verpflichten. 

3. Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, eine Information an Dritte weiterzuge-

ben, von der nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertrauliche 

Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft betrifft, so hat er die Information 

dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats zuvor unter Bekanntgabe der Person, an 

die die Information erfolgen soll, mitzuteilen und ihm vor Weitergabe der In-

formation Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

§ 18 Vergütung des Aufsichtsrats 

1. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine 

feste jährliche Vergütung in Höhe von 45.000,00 Euro. Der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats erhält jährlich 105.000,00 Euro, der Stellvertreter des Vorsit-

zenden erhält jährlich 75.000,00 Euro.  

2. Für die Mitgliedschaft in einem Ausschuss erhalten Aufsichtsratsmitglieder 

eine zusätzliche Vergütung in Höhe von 8.000,00 Euro, für den Vorsitz in ei-

nem Ausschuss eine zusätzliche Vergütung in Höhe von 16.000,00 Euro. Die 

Zusatzvergütung setzt voraus, dass der Ausschuss im betreffenden Ge-

schäftsjahr getagt hat. Sie wird nicht gezahlt für den Ausschuss nach § 27 

Abs. 3 MitbestG und für den Nominierungsausschuss. 

3. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss nicht 

während eines vollen Geschäftsjahres angehört bzw. den Vorsitz innegehabt 
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haben, erhalten die sich aus Abs. 1 und 2 ergebende Vergütung zeitanteilig 

in Höhe eines Zwölftels für jeden angefangenen Monat ihrer Tätigkeit. 

4. Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für jede Teilnahme 

an einer Präsenzsitzung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse ein Sit-

zungsgeld in Höhe von 1.250,00 Euro pro Sitzungstag. Die Teilnahme im 

Wege der Video- oder Telefonzuschaltung gilt als Teilnahme in diesem Sin-

ne. Für mehrere Sitzungen, die an einem Tag stattfinden, wird Sitzungsgeld 

nur einmal gezahlt. 

5. Die Vergütung nach den Abs. 1 und 2 wird jeweils mit Ablauf des Geschäfts-

jahrs fällig. Das Sitzungsgeld nach Abs. 4 wird nach der betreffenden Sitzung 

fällig. 

6. Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied die auf seine Bezüge 

entfallende Umsatzsteuer. 

7. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft 

von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung für Organe und bestimmte Führungskräfte (D&O-

Versicherung) einbezogen. Die Prämien hierfür übernimmt die Gesellschaft.  

V. Die Hauptversammlung 

§ 19 Ort und Einberufung 

1. Die Hauptversammlung findet in Deutschland am Sitz der Gesellschaft oder 

einer ihrer Tochtergesellschaften, an einem Ort im Umkreis von 100 km (Luft-

linie) vom Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer Wertpapierbörse, an der Aktien 

der Gesellschaft zum Handel zugelassen sind, oder in einer Gemeinde mit 

mehr als 50.000 Einwohnern statt.  

2. Die Hauptversammlung wird, unbeschadet der gesetzlichen Einberufungs-

rechte des Aufsichtsrats und einer Aktionärsminderheit, durch den Vorstand 

einberufen. 
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3. Die Hauptversammlung ist – soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist 

– mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung einzuberu-

fen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht 

mitzurechnen. Diese Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage der An-

meldefrist gemäß § 20 Abs. 1 dieser Satzung. 

4. Für die Übermittlung von Mitteilungen über die Einberufung nach § 125 

Abs. 2 Satz 1 AktG und § 128 Abs. 1 Satz 1 AktG genügt nach Maßgabe der 

gesetzlichen Vorschriften der Weg elektronischer Kommunikation. Der Vor-

stand ist – ohne dass hierauf ein Anspruch besteht – berechtigt, Mitteilungen 

auch in Papierform zu versenden. 

5. Die Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

und des Aufsichtsrats, die Verwendung des Bilanzgewinns und die Wahl des 

Abschlussprüfers beschließt, findet in den ersten acht Monaten eines jeden 

Geschäftsjahres statt (ordentliche Hauptversammlung). 

§ 20 Teilnahme an der Hauptversammlung 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der 

Versammlung angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft un-

ter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Ta-

ge vor der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürze-

re, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag des Zugangs 

und der Tag der Hauptversammlung sind bei der Berechnung dieser Frist 

nicht mitzurechnen. Die Anmeldung bedarf der Textform und muss in deut-

scher oder englischer Sprache erfolgen. 

2. Die Aktionäre müssen außerdem ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Dazu 

ist ein in Textform erstellter Nachweis ihres Anteilsbesitzes durch das depot-

führende Institut ausreichend. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf 

den Beginn des 21. Tages (Ortszeit am Sitz der Gesellschaft) vor der Haupt-

versammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der Einbe-

rufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Ver-

sammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu be-
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messende Frist vorgesehen werden. Der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung sind bei der Berechnung dieser Frist nicht mitzurechnen. 

3. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Haupt-

versammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevoll-

mächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder 

teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. Der Vor-

stand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren 

der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. Diese sind in der 

Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen. 

§ 21 Stimmrecht 

1. In der Hauptversammlung gewährt eine Aktie eine Stimme. Das Stimmrecht 

beginnt mit der vollständigen Leistung der Einlage. 

2. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigung ausgeübt werden. Die Ertei-

lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-

genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. § 135 AktG bleibt unbe-

rührt. In der Einberufung kann eine Erleichterung der Form bestimmt werden. 

Die Übermittlung des Nachweises der Vollmacht kann im Wege eines elekt-

ronischen Kommunikationsmittels erfolgen, das in der Einberufung zu be-

stimmen ist. 

3. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne 

an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer 

Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermäch-

tigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Diese sind in der Einberufung 

der Hauptversammlung bekannt zu machen. 

§ 22 Leitung der Hauptversammlung 

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichts-

rats oder ein anderes Mitglied des Aufsichtsrats, das von den Anteilseigner-

vertretern im Aufsichtsrat zu diesem Zweck im Voraus für den Einzelfall oder 

für eine Mehrzahl von Fällen bestimmt worden ist. Übernimmt der Vorsitzen-

de des Aufsichtsrats nicht den Vorsitz und ist kein anderes Mitglied des Auf-

sichtsrats für den Vorsitz bestimmt worden, wird der Versammlungsleiter un-
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ter dem Vorsitz des Aktionärs mit dem höchsten in der Hauptversammlung 

erschienenen Anteilsbesitz oder seines Vertreters durch die Hauptversamm-

lung gewählt. 

2. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der 

Verhandlungsgegenstände und der Abstimmungen, die auch von der Ankün-

digung in der Tagesordnung abweichen kann. Er bestimmt weiterhin die 

Form, das Verfahren und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung und 

kann auch festlegen, dass mehrere Abstimmungen in einem Sammelgang 

zusammengefasst werden. 

3. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre angemessen 

beschränken. Er kann insbesondere zu Beginn oder während der Hauptver-

sammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den Verlauf der Ver-

sammlung, für die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten so-

wie die Rede- und Fragezeit generell oder für den einzelnen Redner festset-

zen. 

§ 23 Beschlussfassung der Hauptversammlung 

Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der einfachen Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes 

vorschreibt. In den Fällen, in denen das Gesetz eine Mehrheit des bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals erfordert, genügt, sofern nicht 

durch Gesetz eine größere Mehrheit zwingend vorgeschrieben ist, die einfa-

che Mehrheit des vertretenen Grundkapitals. 

§ 24 Übertragung der Hauptversammlung 

Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- 

und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu be-

stimmenden Weise zuzulassen, wenn dies in der Einladung zur Hauptver-

sammlung angekündigt wurde. Die Übertragung kann auch in einer Form er-

folgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkten Zugang hat. 
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VI. Jahresabschluss, Gewinnverwendung 

§ 25 Jahresabschluss 

1. Der Vorstand hat für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss 

und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebe-

richt innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen und unverzüglich nach 

der Aufstellung dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zu-

gleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat einen Vorschlag für die Verwen-

dung des Bilanzgewinns vorzulegen. 

2. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vor-

schlag für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss 

und den Konzernlagebericht zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung 

schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Am Schluss des Berichts 

hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten Jah-

resabschluss und Konzernabschluss billigt. Billigt der Aufsichtsrat nach Prü-

fung den Jahresabschluss, ist dieser festgestellt. 

3. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, sind sie ermäch-

tigt, den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage 

einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder 

ganz in andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die Einstellung eines größe-

ren Teils als der Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht zulässig, soweit die 

anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals übersteigen oder 

nach der Einstellung übersteigen würden. 

§ 26 Gewinnverwendung 

1. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem 

festgestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

2. Die Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschüttung 

auch eine Sachausschüttung beschließen. 

3. Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Ablauf des Ge-

schäftsjahrs einen Abschlag auf den voraussichtlichen Bilanzgewinn an die 

Aktionäre zahlen. 
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VII. Schlussbestimmungen 

§ 27 Gerichtsstand 

Durch Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischenscheinen unterwirft 

sich der Aktionär für alle Streitigkeiten mit der Gesellschaft oder Mitgliedern 

von Organen der Gesellschaft dem ordentlichen Gerichtsstand der Gesell-

schaft, soweit dem nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenste-

hen. 

§ 28 Gründungskosten / Aufwand des Formwechsels 

Die durch die Errichtung der Gesellschaft entstehenden Kosten bzw. die Kos-

ten des Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der Aktiengesell-

schaft trägt die Gesellschaft bis zur Höhe von 550.000,00 Euro. 

* * * * * * * 


